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(4) Eine Hauptverhandlung ist nicht anzuberaumen 
oder zu unterbrechen und die Sache dem Staatsanwalt 
zu übergeben, wenn der Verdacht einer Straftat vor­
liegt. Erhebt der Staatsanwalt keine Anklage, ist das 
Verfahren fortzusetzen.

(5) Im übrigen gelten für das Verfahren die allge­
meinen Bestimmungen.

§ 280

Entscheidung des Gerichts
Das Gericht entscheidet endgültig durch Urteil. Es 

kann die Geldbuße bestätigen oder ermäßigen oder 
den Rechtsverletzer freisprechen. Auf eine höhere Geld­
buße darf nicht erkannt werden.

E l f t e r  A b s c h n i t t  

Verfahren bei selbständigen Einziehungen

§281
Voraussetzung und Zuständigkeit

In den Fällen, in denen nach den Strafgesetzen auf 
Einziehung selbständig erkannt werden kann, ist der 
Antrag bei dem Gericht zu stellen, das für die Ent­
scheidung in der Strafsache selbst zuständig wäre.

§282
Verfahrensvorschriften

Auf die Verhandlung und Entscheidung finden die 
Bestimmungen über das gerichtliche Verfahren erster 
Instanz entsprechende Anwendung. Hinsichtlich der 
Rechtsmittel und des Rechtsmittelverfahrens gelten die 
allgemeinen Bestimmungen entsprechend.

F ü n f t e s  K a p i t e l  

Rechtsmittel

E r s t e r  A b s c h n i t t  

Allgemeine Bestimmungen

Rechtsmittel und Rechtsmiltelbcrechtigte
§283

(1) Rechtsmittel gegen gerichtliche Entscheidungen 
sind der Protest des Staatsanwalts, die Berufung des 
Angeklagten und die Beschwerde.

(2) Ein Irrtum in der Bezeichnung des Rechtsmittels 
hat keine nachteiligen Folgen.

§284
(1) Für den Beschuldigten oder den Angeklagten kann 

auch der Verteidiger, jedoch nicht gegen dessen aus­
drücklichen Willen, Rechtsmittel einlegen. Der Vertei­
diger eines jugendlichen Beschuldigten oder Angeklag­
ten hat das Recht, selbständig Rechtsmittel einzulegen.

(2) Der gesetzliche Vertreter eines Beschuldigten oder 
Angeklagten sowie die Eltern oder sonstigen Erzie­
hungsberechtigten eines jugendlichen Beschuldigten 
oder Angeklagten können selbständig binnen der für 
den Beschuldigten oder Angeklagten geltenden Frist 
Rechtsmittel einlegen.

§285
Verbot der Straferhöhung

Ist ein Urteil nur zugunsten des Angeklagten ange- 
fochten worden, darf nicht auf eine schwerere Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit erkannt 
werden. Audi wenn das Rechtsmittel zuungunsten des 
Beschuldigten oder Angeklagten eingelegt wurde, kann 
das Gericht zu dessen Gunsten entscheiden.

§286
Rücknahme und Verzicht

(1) Auf ein Rechtsmittel kann verzichtet werden; ein 
Rechtsmittel kann zurückgenommen werden.

(2) Wird ein Rechtsmittel vor Ablauf der Frist zur 
Einlegung zurückgenommen, kann es nicht noch einmal 
eingelegt werden.

(3) Ein von dem Staatsanwalt zugunsten des Be­
schuldigten oder Angeklagten eingelegtes Rechtsmittel 
kann ohne dessen Zustimmung nicht zurückgenommen 
werden. Das gleiche gilt für die Rücknahme eines von 
den Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten ein­
gelegten Rechtsmittels. Handelt es sich um einen ju­
gendlichen Angeklagten, ist auch die Zustimmung des 
Erziehungsberechtigten erforderlich.

(4) Der Verteidiger bedarf zur Zurücknahme einer 
besonderen schriftlichen Ermächtigung. Legt der Ver­
teidiger eines jugendlichen Beschuldigten oder Ange­
klagten selbständig ein Rechtsmittel ein, kann er die­
ses nur mit Zustimmung des Jugendlichen und der Er­
ziehungsberechtigten zurücknehmen.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Protest und Berufung

§287
Zulässigkeit

Protest und Berufung sind zulässig gegen Urteile der 
Kreisgerichte und gegen in erster Instanz erlassene Ur­
teile der Bezirksgerichte.

§288
Form und Frist der Einlegung

(1) Der Protest muß bei dem Gericht in erster Instanz 
spätestens eine Woche nach Verkündung des Urteils 
schriftlich eingelegt werden. Der Protest kann auf einen 
oder mehrere Angeklagte beschränkt werden.

(2) Die Berufung muß in der gleichen Frist bei dem 
Gericht erster Instanz eingelegt werden. Sie kann
— von dem Angeklagten zu Protokoll der Rechtsan­

tragsstelle erklärt,
— von dem Angeklagten schriftlich eingereicht,
— durch einen Rechtsanwalt schriftlich eingelegt wer­

den.

(31 Ist der Angeklagte inhaftiert, ist die Frist mit 
Eingang der Berufung bei dem Kreisgericht seines 
Aufenthaltsortes gewahrt; die Berufung kann zu Pro­
tokoll der Rechtsantragsstelle dieses Gerichts erklärt 
werden.


